
eingeholt. Da dem Beschuldigten eine Unzucht mit Kin­
dern nicht nachgewiesen werden konnte, wurde ein 
Strafbefehl wegen Erregung öffentlichen Ärgernisses 
beantragt und erlassen. Eine Aussprache mit- dem Be­
schuldigten erfolgte nicht. In diesem Falle lag aber 
mangels subjektiver Voraussetzungen überhaupt keine 
Straftat vor.

Abgrenzung zur Übergabe an Konflikt- oder 
Schiedskommissionen
Da das Strafbefehlsverfahren insbesondere bei gering­
fügigen Straftaten angewendet werden kann, muß in 
diesen Fällen geprüft werden, ob die Übergabe an eine 
Konflikt- oder Schiedskommission möglich ist. Liegen 

(die Voraussetzungen für eine Übergabe der Sache vor, 
so ist für den Erlaß eines Strafbefehls grundsätzlich 
kein Raum.
In der Mehrzahl der Fälle haben die Gerichte insoweit 
richtig entschieden. Strafbefehle wurden zumeist dann 
erlassen, wenn eine Übergabe der Sache nicht möglich 
war, weil keine Konflikt- oder Schiedskommission be­
stand oder die sonstigen Voraussetzungen einer Über­
gabe nicht Vorlagen. Unter bestimmten Umständen 
kann aber auch trotz Bestehens einer Konfliktkommis­
sion und trotz Vorliegens der Voraussetzungen für eine 
Übergabe ausnahmsweise der Erlaß eines Strafbefehls 
gerechtfertigt sein. So wurde gegen einen Arzt ein Ver­
fahren nach § 49 StVO eingeleitet. Er war zu diesem 
Zeitpunkt in einer Klinik in Leipzig angestellt. Dort 
bestand eine Konfliktkommission. Bei Erlaß des Straf­
befehls befand er sich jedoch für längere Zeit zu seiner 
Qualifizierung in Berlin. Da darüber hinaus das Fahren 
unter Alkoholeinfluß in keinem Zusammenhang mit 
seiner Arbeit und im Gegensatz zu seinen sonstigen 
Lebensgewohnheiten stand, wurde richtigerweise ein 
Strafbefehl erlassen.
In einigen Fällen wurde die Übergabe der Sache an die 
Konfliktkommission abgelehnt, weil der Täter vorbe­
straft war, jedoch wurde die Durchführung eines Straf­
befehlsverfahrens für richtig erachtet.
So hat ein Berliner Stadtbezirksgericht einen Straf­
befehl erlassen, dem folgender Sachverhalt zugrunde 
lag:
Der Beschuldigte hatte sich wegen eines Verstoßes ge­
gen die VO zum Schutze der Staatsgrenze der DDR 
vom 19. März 1964 (GBl. II S. 255) zu verantworten. Er 
wollte in angetrunkenem Zustand ohne Genehmigung 
seine geschiedene Ehefrau besuchen, mit der er sich 
wieder ausgesöhnt hatte und die er wieder heiraten 
wollte. Die Übergabe der Sache an die Konfliktkom­
mission wurde deshalb abgelehnt, weil der Beschul­
digte vorbestraft war. Die Vorstrafen lagen jedoch meh­
rere Jahre zurück und standen in keinem Zusammen­
hang mit der jetzigen Rechtsverletzung. Gerade unter 
Berücksichtigung der Motive des Beschuldigten wäre 
die Übergabe an die Konfliktkommission richtig ge­
wesen, da es in diesem Falle vor aliero auch darum 
ging, dem Beschuldigten bei der Überwindung seiner 
persönlichen Schwierigkeiten zu helfen.
Wenn das Gericht der Auffassung ist, daß das Verfah­
ren vor der Konflikt- oder Schiedskommission deshalb, 
weil der Beschuldigte vorbestraft ist, nicht die erforder­
liche erzieherische Wirkung verspricht, dann ist der 
Erlaß eines Strafbefehls aus den gleichen Gründen ab­
zulehnen. Der mit dem Strafbefehlsverfahren im Ver­
gleich zum Hauptverfahren, aber auch zur Beratung 
der Konfliktkommission verbundene geringere gesell­
schaftliche Aufwand erfordert im Hinblick auf das Ziel 
des Verfahrens auch bestimmte Voraussetzungen in der 
Person des Beschuldigten.
Die Ansicht, daß bei Beschuldigten, die vorbestraft 
sind, der Erlaß eines Strafbefehls und der Ausspruch

einer Geldstrafe wirksamer seien als die Beratung der 
Konfliktkommission, in der „lediglich“ Erziehungsmaß­
nahmen ausgesprochen werden können, führt zu einer 
Unterschätzung der Bedeutung und der Wirksamkeit 
der gesellschaftlichen Rechtspflegeorgane. Mit ihr wird 
verkannt, daß gerade die Konflikt- und Schiedskom­
missionen in der Lage sind, die politisch-moralische 
Kraft eines großen Kollektivs zur Erziehung des Rechts­
verletzers und zur Wiederherstellung der Gesetzlichkeit 
zu nutzen.

Zum Ausspruch einer Geldstrafe durch Strafbefehl

Nach § 254 StPO kann bei Verbrechen und Vergehen 
auf Freiheitsentziehung bis zu sechs Monaten, bei Über­
tretungen auf Geldstrafe erkannt werden. Das Straf­
befehlsverfahren ist im Verhältnis zur gerichtlichen 
Hauptverhandlung in geringerem Maße geeignet, eine 
hohe gesellschaftliche Wirksamkeit zu erreichen. Erfor­
dern Bedeutung und Auswirkungen der Tat des Be­
schuldigten, daß breite Kreise der Werktätigen zur 
Überwindung der Ursachen und begünstigenden Um­
stände der Straftat einbezogen werden, so kommt ein 
Strafbefehlsverfahren nicht in Betracht. Solche Um­
stände liegen immer vor, wenn gegen den Täter eine 
Freiheitsstrafe ausgesprochen werden muß2. Soweit be­
dingte Verurteilungen oder öffentlicher Tadel ausge­
sprochen werden müssen, ist ebenfalls die Durchfüh­
rung einer Hauptverhandlung notwendig, um die er­
zieherische Wirksamkeit dieser Strafen — vor allem 
auch die erzieherische Einwirkung durch die gesell­
schaftlichen Kräfte — sichern zu können'1. Auf Grund 
der im Rechtspflegeerlaß und in den anderen Doku­
menten des Staatsrates dargelegten Grundsätze ist des­
halb im Strafbefehlsverfahren nur auf Geldstrafe zu 
erkennen.
In den letzten Jahren haben die Gerichte die Geld­
strafe als Hauptstrafe relativ selten angewandt. Die in­
zwischen aufgehobene Richtlinie Nr. 12 des Obersten 
Gerichts orientierte auf die Anwendung der Geldstrafe 
vor allem bei Eigentumsdelikten. Die Richtlinie hob 
zwar hervor, daß die Geldstrafe auch unter unseren Be­
dingungen in bestimmten Fällen die geeignete gericht­
liche Maßnahme sein kann, engte ihren Anwendungs­
bereich aber zu sehr auf solche Straftaten ein. bei denen 
der Täter eine negative Einstellung zu Vermögens­
werten oder zu seinen wirtschaftlichen Verpflichtungen 
hatte.'1

Es kommt deshalb zunächst darauf an, Klarheit dar­
über zu gewinnen, daß die Geldstrafe, soweit ihre An­
wendung nach dem Gesetz zulässig ist, vor allem bei 
geringfügigen Delikten ein geeignetes Mittel sein kann, 
um den straffällig gewordenen Bürger nachhaltig und 
spürbar zur Einhaltung der Gesetze zu erziehen. Un­
seres Erachtens ist es nicht richtig, ihre Anwendbarkeit 
auf bestimmte Delikte oder Deliktsgruppen zu be­
schränken, gleichgültig, ob es sich um ihren Ausspruch 
im Strafbefehlsverfahren oder in der Hauptverhand­
lung handelt.
Mit dem Strafbefehlsverfahren ist dem Gericht ein wei­
teres Mittel gegeben, um die in der gegenwärtigen 
Praxis vorhandene Enge bei der Anwendung der Geld­
strafen zu überwinden.
Gegenwärtig werden Geldstrafen im Strafbefehlsver­
fahren vor allem bei Verstößen gegen die Straßenver­
kehrsordnung ausgesprochen, zu einem geringeren Teil 
auch bei Körperverletzungen, Verstößen gegen das Zoll-

2 Darauf hat das Oberste Gericht bereits in seinem Urteil vom 
14. November 19til - 2 Zst III 1961 - NJ 1962 S. 262 hingewiesen.
3 Vgl. auch Urteil des Obersten Gerichts vom 27. Juni 1958 
- 3 Zst III 25 58 - NJ 1958 S. 538.
4 Darauf hat bereits Görner in seinem Artikel „Bemerkungen
7.ur Anwendungsmöglichkeit der Geldstrafe“ in NJ 1962 S. 217 
zutreffend hingewiesen.
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